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Bericht
1 Einleitung
1.1 Ausgangslage

Die Geschéftspriifungskommission des Stinderates (GPK-S) verabschiedete am
7. Oktober 2014 ihren Bericht iiber den Beizug externer Mitarbeitender in der Bun-
desverwaltung!, der auf einer Evaluation der Parlamentarischen Verwaltungskon-
trolle (PVK)? basierte.

In ihrem Bericht gelangte die GPK-S zum Schluss, dass von Seiten des Bundesra-
tes rasch Korrekturmassnahmen ergriffen werden miissen. Sie kritisierte, dass der
Bundesrat in Bezug auf die Beschiftigung externer Mitarbeitender iiber keine Stra-
tegie verfligte. Ausserdem bemaéngelte sie die unzureichenden Rechtsgrundlagen, die
ungeniigende Transparenz betreffend den Beizug externer Mitarbeitender sowie
Liicken in Bezug auf die Personensicherheitspriifung (PSP). Vor diesem Hinter-
grund formulierte sie sechs Empfehlungen.

Nach Veréffentlichung der Stellungnahme des Bundesrates3 und einem ersten Kurz-
bericht der GPK-S# schloss die Kommission am 10. November 2015 ihre Inspektion
ab5. Die Kommission wies allerdings darauf hin, dass es aus ihrer Sicht weiterhin
Punkte gibt, die sie als heikel einstuft, und kiindigte an, sich deshalb im Rahmen
einer Nachkontrolle erneut mit der Thematik zu befassen und dabei insbesondere ein
Augenmerk auf die Strategie des Bundesrates bzw. deren Umsetzung, namentlich in
Bezug auf die Verbuchung der Kosten fiir externe Mitarbeitende, zu richten.

Die GPK-S kiindigte dem Bundesrat am 17. Februar 2017 die Eroffnung einer
Nachkontrolle an und beauftragte die PVK mit einer Kurzevaluation, die abkléren
sollte, inwieweit die Verwaltungseinheiten ihre Praktiken beim Beizug von externen
Mitarbeitenden tatsdchlich geéndert hatten.6 Die PVK befasste sich in ihrer
Kurzevaluation nicht mit der Umsetzung von Empfehlung 6 (Systematische Durch-
fiihrung von PSP und Kenntnis des Ergebnisses vor Arbeitsantritt), da die GPK-S
die erforderlichen Informationen dazu selbst einholte.

! Externe Mitarbeitende der Bundesverwaltung. Bericht der GPK-S vom 7. Okt. 2014
(BBI 2015 3673, im Folgenden: Bericht der GPK-S vom 7. Okt. 2014.

2 Externe Mitarbeitende der Bundesverwaltung. Bericht der PVK zuhanden der GPK-S
vom 10. April 2014 (BB12015 3691, im Folgenden: Evaluation der PVK
vom 10. April 2014).

3 Externe Mitarbeitende der Bundesverwaltung. Bericht der GPK-S vom 7. Okt. 2014.
Stellungnahme des Bundesrates vom 28. Jan. 2015 (BB1 2015 3741, im Folgenden:
Stellungnahme des Bundesrates vom 28. Jan. 2015).

4 Externe Mitarbeitende der Bundesverwaltung. Stellungnahme des Bundesrates
vom 28. Jan. 2015. Stellungnahme der GPK-S vom 24. Mérz 2015 (BB12015 4141,
im Folgenden: Kurzbericht der GPK-S vom 24. Mirz 2015).

5 Externe Mitarbeitende in der Bundesverwaltung. Stellungnahme des Bundesrates
vom 12. Aug. 2015. Stellungnahme der GPK-S vom 10. Nov. 2015 (BB1 2016 51)

6 Schreiben der GPK-S an den Bundesrat vom 17. Febr. 2017.
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Im vorliegenden Bericht wird auf der Grundlage der Kurzevaluation der PVK vom
31. Juli 20197 beurteilt, inwieweit die Empfehlungen der GPK-S umgesetzt worden
sind.

2 Gesamtstrategie fiir den Beizug externer
Mitarbeitender
2.1 Inspektion der GPK-S und Stellungnahme

des Bundesrates

Empfehlung 1 Definition und Umsetzung einer fiir alle Departemente
und die Bundeskanzlei geltenden Strategie fiir den Beizug
externer Mitarbeitender.

Die GPK-S ersucht den Bundesrat, eine fiir alle Departemente und die Bundes-
kanzlei geltende Strategie zu definieren, welche die allgemein zu beachtenden
Kriterien fiir den Beizug externer Mitarbeitender umfasst.

In Erfiillung der Empfehlung 1 der GPK-S8 hatte der Bundesrat am 19. August 2015
Weisungen zum Abschluss von Personalverleihvertrigen in der Bundesverwaltung®
veroffentlicht, die am 1. Januar 2016 in Kraft traten. In den Weisungen definiert er,
was er unter «Personalverleih» 10 versteht, und weist darauf hin, dass das Bundesge-
setz iiber die Arbeitsvermittlung und den Personalverleih (Arbeitsvermittlungsge-
setz, AVG; SR 823.11) einzuhalten ist.

Im Allgemeinen miissen die Verwaltungseinheiten vor dem Abschluss eines Perso-
nalverleihvertrags nunmehr priifen, ob eine Leistung mit internem Personal oder
iiber einen externen Dienstleister kostengiinstiger erbracht werden kénnte. So darf
nur dann ein Personalverleihvertrag abgeschlossen werden, wenn keine internen Per-
sonalressourcen verfiigbar sind, sie nicht rechtzeitig rekrutiert werden konnen, oder
wenn das benétigte Fachwissen intern nicht vorhanden ist.!! Zudem muss der Perso-
nalverleih dazu dienen, Arbeitsspitzen zu brechen, rasch personelle Engpisse zu
beseitigen oder fehlendes Fachwissen zu beschaffen. 12

7 Externe Mitarbeitende der Bundesverwaltung: Kurzevaluation im Rahmen
einer Nachkontrolle. Bericht der PVK zuhanden der GPK-S vom 31. Juli 2019
(im Folgenden: Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019).

8 Bericht der GPK-S vom 7. Okt. 2014, Kap. 2.1.1 (BBI 2015 3673, hier 3680).

9 Weisungen des Bundesrates zum Abschluss von Personalverleihvertrigen
in der Bundesverwaltung vom 19. Aug. 2019 (BB1 2015 6309, im Folgenden:
Weisungen zum Personalverleih).

10 Weisungen zum Personalverleih, Ziff. 2 und 3 (BBI 2015 6309).

I Weisungen zum Personalverleih, Ziff. 5.1.1 (BBI 2015 6309, hier 6311).

12 Weisungen zum Personalverleih, Ziff. 5.1.2 (BBI 2015 6309, hier 6311).
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2.2 Kurzevaluation der PVK und Einschiitzung
der GPK-S

Bereits in ihrem Kurzbericht vom 24. Mérz 201513 begriisste die GPK-S die Einfiih-
rung dieser Weisungen, in welchen die Grundsitze, die Kriterien und die Rahmen-
bedingungen fiir den Personalverleih sowie die zu beriicksichtigenden Risiken fest-
gehalten sind.

Die PVK stellte fest, dass Arbeitsvertrag, Personalverleihvertrag, Auftrag und Werk-
vertrag in den Weisungen klar definiert und abgegrenzt sind. In der Praxis allerdings
sei die Abgrenzung zwischen den verschiedenen Vertragsarten, wie auch das Kurz-
gutachten von Professor Geiser!4 verdeutliche, weniger trennscharf.15> Manche Ver-
trdge wiirden sich beispielsweise an der Grenze zwischen zwei Vertragsarten befin-
den oder typische Eigenschaften von anderen Vertragsarten aufweisen.

Die Kategorisierung in Anhang 116 der Weisungen zum Personalverleih konne somit
zwar als Orientierung dienen bei der Frage, welche Vertragsart in einer konkreten
Situation abzuschliessen ist, der tatsdchlichen Komplexitdt werde sie aber nicht
gerecht. Dies sei insofern problematisch, als der Anhang zu den Weisungen norma-
tiven Charakter habe. In manchen Féllen sei es daher nicht einfach, die Vertragsart
eindeutig festzustellen, was zu unterschiedlichen Praktiken in den verschiedenen
Amtern fiihren konne. Die Abgrenzungsprobleme wiirden im Merkblatt «Abgren-
zung Personalverleih/Auftrige» des Bundesamtes fiir Bauten und Logistik (BBL)!7
gut erklart. Darin werden die wichtigsten Punkte aufgefiihrt, die es zu berticksichti-
gen gilt, damit ein Auftragsverhidltnis und nicht ein Personalverleihverhéltnis einge-
gangen wird.

Dennoch besteht laut der PVK das Risiko, dass Verwaltungseinheiten externe Mit-
arbeitende in der Form von Aufitrdgen verpflichten, obwohl es sich faktisch um
Arbeitsverhiltnisse handelt oder diese Mitarbeitenden ordentliche Arbeiten der Ver-
waltungseinheiten erledigen. Die PVK hatte in ihrer Evaluation von 2014 auf diese
Problematik verwiesen!8 und diese Vertrdge als «Pseudo-Auftrige» bezeichnet. Die
PVK stiess in ihren Fallstudien im Rahmen der Kurzevaluation ebenfalls auf Hin-
weise flir ein solches Vorgehen. !9

13" Kurzbericht der GPK-S vom 24. Mérz 2015 (BBI1 2015 4141).

14 Geiser Thomas (2019): Kurzgutachten in Sachen Dienstleistungsvertrige,

Institut fiir Rechtswissenschaft und Rechtspraxis (IRP-HSG), Universitdt St. Gallen
(im Folgenden: Kurzgutachten von Prof. Geiser).

15 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 3.1.2.

16 Weisungen zum Personalverleih, Anhang 1 — Ubersicht: Arbeitsvertrag, Personalverleih-
vertrag, Auftrag/Werkvertrag, www.admin.ch > Dokumentation > Medienmitteilungen >
Kriterien fiir Personalverleihvertrige in der Bundesverwaltung definiert > Dokumente >
Anhang (Stand: 7. Okt. 2019).

17 Merkblatt des BBL «Abgrenzung Personalverleih/Auftriige», www.intranet.bbl.admin.ch
> Beschaffen > Kompetenzzentrum Beschaffungswesen > Vorlagen & Arbeitshilfen >
1. Schritt: Einleitung des Vergabeverfahrens > Merkblatter (Stand: 30. Okt. 2019).

18 Evaluation der PVK vom 10. April 2014, Ziff. 2.2.1 (BBI 2015 3691, hier 3707).

19 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 4.2.3.
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Die Weisungen des Bundesrates schreiben vor, dass die Personalverleihvertriage im
Vertragsmanagement der Bundesverwaltung (VM BVerw)20, das Teil des Beschaf-
fungscontrollings des Bundes ist, erfasst werden miissen.2! Zudem sind die Kosten
fiir solche Vertrige gemiss den Kontierungsrichtlinien der Eidgendssischen Finanz-
verwaltung (EFV) zu verbuchen.2? Dementsprechend enthalten die Weisungen
Vorgaben zur Erfassung des Personalverleihs im Rahmen des Budgetprozesses und
des Beschaffungscontrollings, nicht aber spezifische Vorgaben zur Kontrolle der
Datenerfassung oder zur Statistik {iber die Anzahl Vertrdge.23 Allerdings gebe es
Verwaltungseinheiten, welche aufgrund ihres internen Buchungssystems im VM
BVerw nicht die Vertrdge, sondern in Form von «Bestellungen» die einzelnen Zah-
lungen erfassen. Das Beschaffungscontrolling trage somit in verschiedener Hinsicht
nur beschrinkt zu einer besseren Transparenz des Personalverleihs bei.

Die GPK-S hat die vom Bundesrat in seinen Weisungen definierten Kriterien gepriift
und &dussert sich in Kapitel 3.2 dazu.

23 Schlussfolgerungen

Die GPK-S anerkennt, dass dank diesen Weisungen der Personalverleih klarer er-
fasst und die Transparenz in diesem Bereich verbessert worden ist. Den Grundsatz,
wonach bei einem Bedarf an externen Mitarbeitenden der Abschluss eines Auftrags
oder eines Werkvertrags bevorzugt wird, erachtet sie als positiv. Der Riickgriff auf
den Personalverleih sollte demnach subsididr bleiben. Dennoch ist sie der Ansicht,
dass geeignete ergéinzende Massnahmen die Umsetzung der Weisungen und deren
Einhaltung durch die Verwaltungseinheiten verbessern konnten. Sie bedauert, dass
die Einhaltung der Weisungen nicht stirker kontrolliert wird und in den Weisungen
Vorgaben dazu fehlen, inwiefern anhand der zu erfassenden Daten ein Reporting
oder Controlling zum Personalverleih vorzunehmen ist. Ausserdem stellt die Kom-
mission mit Bedauern fest, dass die vorhandenen Kontrollinstrumente aufgrund der
Unterschiede der Kontrollsysteme und der Art der Datenerfassung in diesen in ihrer
Aussagekraft begrenzt sind.

3 Kontrollverfahren und Verbesserung
der internen und externen Transparenz

Dieses Kapitel befasst sich mit den Empfehlungen 2 und 5, welche das Kontrollver-
fahren und die Daten betreffen, und somit letztlich mit der Transparenz in Bezug auf
die externen Mitarbeitenden.

20 Bundesamt fiir Bauten und Logistik: Beschaffungscontrolling, www.bbl.admin.ch,
Dokumentation > Faktenblatter > Beschaffungscontrolling (Stand: 30. Okt. 2019).

21 Weisungen zum Personalverleih, Ziff. 6.2 (BBl 2015 6309, hier 6312).

22 Weisungen zum Personalverleih, Ziff. 6.3 (BBI 2015 6309, hier 6312).

23 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 3.2.2.
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3.1 Inspektion der GPK-S und Stellungnahme
des Bundesrates

Empfehlung 2 Einfiihrung und Umsetzung eines Kontrollverfahrens

Die GPK-S ersucht den Bundesrat, im Rahmen der Umsetzung einer Gesamt-
strategie flir den Beizug von externen Mitarbeitenden ein Kontrollverfahren ein-
zufithren, mit dem sich die Umsetzung der Strategie tiberpriifen ldsst und mit
dem Einsparpotenziale erkannt werden konnen. Ebenfalls bedarf es eines Um-
setzungskonzepts fiir die korrekte und transparente Einfithrung der neuen Re-
geln.

Empfehlung 5 Verbesserung der internen und externen Transparenz
als Grundlage fiir die Steuerung des Personaletats

Die GPK-S ersucht den Bundesrat, die Transparenz innerhalb der Bundesver-
waltung und gegeniiber dem Parlament in Bezug auf den Beizug externer Mitar-
beitender zu verbessern, indem er:

— einen internen Reportingprozess einfiihrt;

— die Richtlinie «Kategorien von Personal-, Beratungs- und sonstigen exter-
nen Dienstleistungen» der EFV dahingehend &ndert, dass sémtliche im Zu-
sammenhang mit der Anstellung von externen Mitarbeitenden anfallenden
Kosten unter dem Personalaufwand ausgewiesen werden;

— im Voranschlag und in der Staatsrechnung die Anzahl und die Kosten der
externen Mitarbeitenden klar ersichtlich auffiihrt.

Ziel der Empfehlung 2 der GPK-S24 war die Einfithrung eines Kontroll- und Steue-
rungsverfahrens, mit dem der Bundesrat kontrollieren kann, ob seine strategischen
Vorgaben eingehalten werden, der Beizug von externen Mitarbeitenden zweckmais-
sig ist und externe Mitarbeitende gegebenenfalls intern angestellt werden und somit
die gleichen Leistungen zu niedrigeren Kosten erbracht werden kénnen. Mit der
Empfehlung 5 der GPK-S25 sollte die externe Transparenz — gegeniiber dem Parla-
ment und der Offentlichkeit — und die interne Transparenz — gegeniiber dem Bun-
desrat — verbessert werden.

In seinem Schreiben vom 10. Mai 2017 erklédrte der Bundesrat, dass er nicht ein
spezifisches Kontrollverfahren einfithren will, sondern einen systematischen Report-
ing- und Controllingprozess gestartet hat, der sich auf die bereits vorhandenen
Prozesse stiitzt, namentlich auf jene des Neuen Fiithrungsmodells fiir die Bundes-
verwaltung (NFB) und des Beschaffungscontrollings.26

Weiter fiihrte er aus, dass er die Richtlinie «Kategorien von Personal-, Beratungs-
und sonstigen externen Dienstleistungen» der EFV im Hinblick auf den Voranschlag

24 Bericht der GPK-S vom 7. Okt. 2014, Ziff. 2.1.2 (BB12015 3673, hier 3681).
25 Bericht der GPK-S vom 7. Okt. 2014, Ziff. 2.3.2 (BB1 2015 3673, hier 3686).
26 Schreiben des Bundesrates an die GPK-S vom 10. Mai 2017, S. 4.
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2017 entsprechend der Empfehlung der GPK-S geédndert habe.2? Ausserdem erklérte
er sich bereit, den Personalverleihaufwand ab 2017 im Voranschlag und in der
Staatsrechnung dem Personalaufwand zuzurechnen.

Hinsichtlich der Einfiihrung eines internen Reportings anerkannte der Bundesrat,
dass die interne und externe Transparenz beziiglich des Beizugs externer Mitarbei-
tender verbessert werden kann. In diesem Sinne werde der Personalverleih seit 2016
im VM BVerw gesondert verbucht2® und im ordentlichen Beschaffungscontrolling
ausgewiesen (vgl. auch mit Ziff. 2.2).

Der Bundesrat wies in seiner Stellungnahme?® zudem darauf hin, dass fiir den wirt-
schaftlichen Mitteleinsatz und die Erkennung von Sparpotenzialen geméss Arti-
kel 57 des Finanzhaushaltsgesetzes (FHG; SR 6/1.0) grundsitzlich die Verwal-
tungseinheiten selbst zustdndig sind. Letztere sind laut Bundesrat gemiss diesem
Artikel ausserdem dazu angehalten, nur dann externe Mitarbeitende beizuziehen,
wenn dies wirklich notwendig ist.

Gemiss Stellungnahme des Bundesrates30 wurden zwischen 2015 und 2017
355 Stellen internalisiert, was laut seinen Angaben einem Einsparungspotential in
der Hohe von 11 Millionen Franken entspricht. Zu den effektiven Einsparungen
liegen allerdings keine Zahlen vor (vgl. Kap. 3.2.5).

3.2 Kurzevaluation der PVK und Einschéitzung
der GPK-S
3.2.1 Ausnahmecharakter des Personalverleihs

Gemiss den Grundsétzen, die der Bundesrat in den Weisungen zum Personalverleih
festgeschrieben hat, soll der Riickgriff auf Personalverleih die Ausnahme darstel-
len.3! Der Personalverleih soll v. a. dazu dienen, Arbeitsspitzen zu brechen und
rasch personelle Engpésse zu beseitigen, wenn interne Ressourcen nicht oder nicht
rechtzeitig verfiigbar sind. Falls eine Aufgabe nicht mit internem Personal wahrge-
nommen werden kann, muss die Verwaltung geméss den Weisungen des Bundesra-
tes zum Personalverleih priifen, ob sich diese Liicke mittels eines Auftrags oder
Werkvertrags erfiillen ldsst, bevor Personal geliehen wird.

Der PVK32 zufolge entfallen lediglich 3,4 Prozent des Volumens der zwischen 2016
und 2018 beschafften Dienstleistungen auf den Personalverleih. Fast die Halfte der
Verwaltungseinheiten weise liberhaupt keine Personalverleihvertrige auf und bei der
Mehrheit der iibrigen liege der Anteil des Personalverleihs unter 10 Prozent der
Dienstleistungsbeschaffungen.

27 Schreiben des Bundesrates an die GPK-S vom 10. Mai 2017, S. 6.

28 Schreiben des Bundesrates an die GPK-S vom 10. Mai 2017, S. 4.

29 Stellungnahme des Bundesrates vom 28. Jan. 2015, Ziff. 2.4 (BB1 2015 4141, hier 3745).
30 Schreiben des Bundesrates an die GPK-S vom 10. Mai 2017, S. 2.

31" Weisungen zum Personalverleih, Kap. 4 (BBI 2015 6309, hier 6310).

32 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 4.2.1.
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Die PVK stellte fest, dass der Aufwand fiir den Personalverleih in den Jahren 2017
und 2018 je knapp 60 Millionen Franken betrug und somit insgesamt stabil war.33 In
beiden Jahren entfielen rund 80 Prozent des Aufwands auf den Personalverleih im
Informatikbereich. Im Informatikbereich sei das Vertragsvolumen allerdings gesun-
ken, was darauf zuriickzufiihren sei, dass die Verwaltungseinheiten den Personal
verleih verstiarkt durch Auftrige und Werkvertrige ersetzten. Der Personalverleih
betrage nur rund 1 Prozent der gesamten Personalausgaben des Bundes und sei
damit relativ gering.34 Uber die zwei untersuchten Jahre hinweg seien es dieselben
Verwaltungseinheiten, die in verstiarktem Masse auf Personalverleih zurtickgriffen.

Die jeweiligen Ausgaben wiirden sich jedoch stark in ihrer Hohe unterscheiden. 35
Das Information Service Center des WBF (ISCeco) wies mit durchschnittlich
28,7 Prozent den weitaus hochsten Anteil an Personalverleih gemessen am eigenen
Personalaufwand auf. Danach folgen das Informatik Service Center des EJPD (ISC-
EJPD) mit 8,6 Prozent, das Bundesamt fiir Informatik und Telekommunikation
(BIT) mit 6,1 Prozent und die Zentrale Ausgleichsstelle (ZAS) mit 4,1 Prozent.
Betrachtet man die durchschnittlichen jdhrlichen Ausgaben fiir Personalverleih in
absoluten Zahlen, so liegt der Bereich Verteidigung mit 19 Millionen Franken an der
Spitze, was einem durchschnittlichen Anteil des Personalverleihs am Personalauf-
wand von 1,4 Prozent entspricht. Danach folgen das BIT mit 12,2 Millionen Fran-
ken, das ISCeco mit 4,8 Millionen und die ZAS mit 4,6 Millionen.

In den Verwaltungseinheiten braucht es gemdiss der PVK nicht nur zusétzliches
Personal, um Arbeitsspitzen zu brechen, sondern — insbesondere im Informatikbe-
reich — auch, um an hochspezialisiertes Fachwissen zu gelangen, das in der Verwal-
tung nicht sinnvoll aufgebaut und unterhalten werden konne. Allerdings wiirden die
Verwaltungseinheiten ermuntert, anstatt Personalverleihvertrdgen eher Auftrige
oder Werkvertriage abzuschliessen. Grund dafiir sei, dass von externen Leistungser-
bringern bei Auftrigen oder Werkvertrigen konne eine bessere Qualitit und mehr
Ergebnisverantwortung verlangt werden. Bei einem Personalverleihvertrag trage
dagegen der Einsatzbetrieb, also die Verwaltungseinheit, die Verantwortung fiir ein
gutes Arbeitsresultat.36

3.2.2 Befristung von Personalverleihvertrigen

Aufgrund des subsididren Charakters des Personalverleihs schreiben die Weisungen
des Bundesrates eine Befristung der Personalverleihvertridge auf maximal zwei Jahre
vor.37 Bedarf an externen Mitarbeitenden haben die Verwaltungseinheiten der PVK
zufolge jedoch oftmals bei Projekten, die mehr als zwei Jahre dauern.

Der PVK ist nicht bekannt, ob alle Vertridge, die zwei Jahre iiberschreiten, tatséch-
lich wie in den Weisungen vorgeschrieben dem EPA gemeldet werden. Eine Kon-
trolle sei anhand der Angaben im Beschaffungscontrolling nicht méglich, weil sich

33 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 5.1
34 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 5.1.
35 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 5.1
36 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 4.2
37 Weisungen zum Personalverleih, Ziff. 5.1.3 (BBI 2015 6309, hier 6311).

.1, Abbildung 4.
2.
.2, Tabelle 3.
3
5
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die Befristung auf den Einsatz der einzelnen Personen beziehe, ein einzelner Vertrag
hingegen mehrere Personen umfassen und somit auch eine liangere Laufdauer auf-
weisen konne. Eine Vertragsdauer von mehr als zwei Jahren widerspreche damit
nicht zwingend den Weisungen des Bundesrates. Trotz dieser Ausgangslage ver-
suchte die PVK zu schétzen, wie hoch der Anteil an Personalverleihvertragen, die
eine zweijdhrige Dauer iiberschreiten, in der gesamten Bundesverwaltung ist. Sie
geht von 12 Prozent aus.38 Eine genaue Kontrolle sei allerdings schwierig, da keine
Zahlen zu den einzelnen Einsatzvertrdgen vorliegen. Die PVK ist der Ansicht, dass
die Uberschreitung der Befristung eine Ausnahme darstellt.

Wie die PVK jedoch feststellte, schliessen Verwaltungseinheiten hiufig mehrere
Personalverleihvertrdge mit der gleichen Unternehmung ab, die zusammen oft mehr
als zwei Jahre abdecken. Einige Verwaltungseinheiten verfiigten iiber mehr als zehn
Vertrdge mit derselben Unternechmung (BFS, BIT, ISC-EJPD, ZAS). Es stellt sich
deshalb die Frage, ob Verwaltungseinheiten auch fiir eine langerfristige Unterstiit-
zung zuweilen auf Personalverleih zuriickgreifen oder mehrere Personalverleihver-
trdge nacheinander abschliessen, um die Befristung zu umgehen.

3.23 Umfang des Personalverleihs

Weder in den Voranschldgen noch in der Rechnung wird fiir das externe Personal
die Anzahl der Stellen und Personen angegeben3’. Dies ist bedauerlich, da diese
Angaben wichtig sind, um den Beizug von externen Mitarbeitenden in den Verwal-
tungseinheiten besser beurteilen zu kdnnen.

Die PVK iiberpriifte den Umfang des Personalverleihs und inwiefern dieser iiber-
wacht wird.40 Zum Umfang des Personalverleihs finde nur ein sehr summarisches
Reporting und Controlling statt, da die Entwicklung des Personalverleihs lediglich
in den Berichten zu den Voranschldgen und Staatsrechnungen kommentiert werde4!.

Auch im Rahmen des Beschaffungscontrollings sind die Angaben sparlich. In der
Statistik Beschaffungszahlungen fehlten Informationen zum Personalverleih und das
verwaltungsinterne Reporting Set zuhanden des Bundesrates enthalte lediglich nicht
kommentierte Zahlen.42

Im Allgemeinen hitten das Volumen dieser Vertridge im IT-Bereich zwischen 2016
und 2018 abgenommen.43 Der Trend sei somit riicklaufig und die Grundsitze der
Weisungen scheinen eingehalten zu werden.

38 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 5.2.1
39 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 4.1.1.
40 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 7.2.1.
41 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 4.1.1.
42 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 7.2.1
5.1.1

43 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 5.1. , Abbildung 4.
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324 Transparenz hinsichtlich
der Personalverleihausgaben

Angestossen durch die Empfehlungen der GPK-S beschloss der Bundesrat, dass der
Aufwand fiir Personalverleih in den Staatsrechnungen und im Voranschlag als
Personalaufwand verbucht und dort gesondert ausgewiesen werden muss. Die neuen
Vorgaben traten 2017 mit der Einfiihrung des NFB in Kraft. Seither wird der Auf-
wand fiir den Personalverleih als Unterkategorie des Personalaufwands im Voran-
schlag und in der Staatsrechnung gesamthaft sowie fiir die einzelnen Verwaltungs-
einheiten separat angegeben.

Im Voranschlag 2017, dem ersten nach den Vorgaben des NFB, wurden die Ausga-
ben fiir den Personalverleih riickwirkend auch fiir die Jahre 2015 und 2016 ausge-
wiesen. Aus diesen Angaben geht hervor, dass die Ausgaben zwischen 2016 und
2017 sprunghaft zugenommen haben.44 Grosse Anstiege zwischen 2016 und 2017
zeigen sich auch bei den Ausgaben zum Personalverleih der einzelnen Verwaltungs-
einheiten.#5 In den Augen der PVK unterstreichen die Ausgabenanstiege zwischen
2016 und 2017, dass die Daten zum Personalverleih fiir die Jahre vor 2017 nicht
verldsslich sind; sie zeigen aber vor allem, dass sich die Transparenz beziiglich
dieser Ausgaben mit der Einfihrung des NFB deutlich verbessert hat.46

Zwischen den budgetierten und tatsédchlichen Ausgaben gibt es relativ grosse Ab-
weichungen (fiir 2017 wurden nur 63 % der tatsdchlichen Ausgaben fiir den Perso-
nalverleih budgetiert und fiir 2017 nur 67 %). Im Voranschlag 2019 wurden hoéhere
Ausgaben fiir den Personalverleih eingeplant, die jedoch immer noch erst rund
81 Prozent der tatsdchlichen Ausgaben von 2018 ausmachen.

In Bezug auf die verwaltungsinterne Transparenz kann festgehalten werden, dass
diese ab 2016 mit den neuen Unterkategorien zum Personalverleih im Beschaf-
fungscontrolling zugenommen hat.47

3.25 Spar- und Internalisierungspotenzial

Der Bundesrat schreibt vor, dass die Departemente und die Bundeskanzlei zum
einen die Umsetzung der Weisungen in ihren jeweiligen Verwaltungseinheiten
sicherstellen*8 und zum anderen fiir einen wirtschaftlichen und sparsamen Ressour-
ceneinsatz sorgen miissen.49,50

In diesem Sinne koénnen die einzelnen Verwaltungseinheiten im Rahmen des
Budgetprozesses dem jeweiligen Departement, dem EPA und der EFV Internalisie-
rungen beantragen. Wie die PVK dargelegt hat5!, vertreten das EPA und die zustén-

44 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 4.1
45 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 4.1
46 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 4.1
47 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 4.1.2.

48 Weisungen zum Personalverleih, Ziff. 6.1 (BBI 2015 6309, hier 6312).

49 Weisungen zum Personalverleih, Ziff. 5.1.1 und 5.1.4 (BBI 2015 6309, hier 6311).

50 Stellungnahme des Bundesrates vom 28. Jan. 2015, Ziff. 2.4 (BBI 2015 3741, hier 3745).
51 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 6.1.2.

.1, Abbildung 2.
.1, Abbildung 2.
1
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digen Verwaltungseinheiten teils gegensitzliche Interessen in Bezug auf die Interna-
lisierungen. Das EPA als Querschnittsamt habe aufgrund von Sparauftragen grund-
sitzlich ein Interesse daran, mit Internalisierungen die grosstmoglichen Kosten-
einsparungen zu veranschlagen. Hingegen hitten die Verwaltungseinheiten, deren
Budget grundsitzlich um den Sparbetrag der Internalisierung gekiirzt wird, ein
Interesse, die Kosteneinsparung echer tiefer zu schitzen als sie moglicherweise
tatsdchlich sei.

Informationen zu internalisierten Stellen und ihrem finanziellen Umfangfinden sich,
gleich wie die Angaben zum Personalverleih, in den Berichten des Bundesrates zum
Voranschlag und zur Staatsrechnung. Im Unterschied zum Personalverleih gibt es in
den tabellarischen Ubersichten zum Personalaufwand aber keine Angaben zu den
Internalisierungen.52

Wie die PVK aufgezeigt hat, sind die Angaben zu den Internalisierungen auf Ebene
der gesamten Bundesverwaltung liickenhaft.53 Wihrend in den Voranschldgen zu-
mindest die Kosten flir die Internalisierungen sowie, mit je einer Ausnahme, die
Anzahl Stellen und die erwarteten Einsparungen angegeben sind, enthalten die
Staatsrechnungen nur spérliche Angaben zu den Internalisierungen.54 Somit ist nicht
bekannt, ob die in den Amtern vorgesehenen Einsparungen tatséchlich erzielt wur-
den.

Den Schitzungen der PVK zufolge, wurde in der gesamten Bundesverwaltung iiber
die Jahre 2015 bis 2019 mit Internalisierungen eine Einsparungsrate von durch-
schnittlich rund 15 Prozent erzielt., d. h. durchschnittlich konnten 15 Prozent der
vormaligen externen Kosten eingespart werden.55 Ausgehend vom Ergebnis der
Evaluation der PVK aus dem Jahr 2014 wire eine durchschnittliche Einsparungsrate
von 28 bis 33 Prozent zu erwarten gewesen.>¢ Die von der PVK anhand der Zahlen
der Bundesverwaltung errechnete durchschnittliche Einsparungsrate fdllt damit
deutlich tiefer aus.

Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, dass die Verwaltungseinheiten sehr unterschied-
liche, meist nicht finanzielle Griinde fiir die Internalisierungen anfiihrten. So wurden
als Ausloser flir Internalisierungen héufig nicht die moglichen Einsparungen, son-
dern die Sicherstellung von Fachwissen, Kontinuitdt oder der hoheitliche Charakter
der jeweiligen Aufgaben genannt.

52 Weisungen zum Personalverleih, Ziff. 6.1.1.

53 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 6.1.1, Tabelle 6.

54 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 7.2.3.

55 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 6.2.1.

56 Evaluation der PVK vom 10. April 2014 (BB1 2015 3691, hier 3692).
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33 Schlussfolgerungen

Die GPK-S stellt mit Genugtuung fest, dass nur in Ausnahmefallen Personal gelie-
hen wird. Dennoch ersucht sie den Bundesrat, die Entwicklung des Personalverleihs
in jenen Verwaltungseinheiten besonders genau zu beobachten, in denen der durch-
schnittliche Anteil Personalverleih gemessen am Personalaufwand sowie die ent-
sprechenden Ausgaben am hochsten ausfallen.7

Die GPK-S hiélt die Befristung der Personalverleihvertrdge fiir eine angemessene
Vorgabe. Ob diese in der Praxis aber auch tatsdchlich beachtet wird, ist nur dusserst
schwierig zu beurteilen, da die Dauer von Vertrigen einzelner externer Mitarbeiten-
der nicht erfasst wird. Die GPK-S ersucht den Bundesrat daher, dafiir zu sorgen,
dass der Beizug einzelner externer Mitarbeitender erfasst wird, damit die Einhaltung
der Weisungen iiberpriift werden kann.

Die GPK-S begriisst die Anstrengungen, die im Hinblick auf die interne und externe
Transparenz unternommen worden sind und die sich im Beschaffungscontrolling
sowie in den Staatsrechnungen und den Voranschldgen auf die Zahlen zu den Aus-
gaben auswirken. In ihren Augen ist die Transparenz der Ausgaben fiir den Perso-
nalverleih gegeniiber dem Parlament mit der Einfithrung des NFB stark gestiegen.
Dennoch ersucht die GPK-S den Bundesrat, in den Staatsrechnungen und den Vor-
anschlagen neben dem Umfang des Personalverleihs auch die entsprechende Anzahl
Stellen und Personen fiir das externe Personal auszuweisen. Mit dieser Massnahme
soll die externe Transparenz verbessert und eine Gesamtiibersicht iiber den Perso-
nalverleih ermdglicht werden. Sie bittet den Bundesrat ausserdem, darauf zu achten,
dass die Ausgaben in ausreichendem Masse veranschlagt werden, begriisst jedoch,
dass der Trend auf eine bessere Planung hindeutet.

Die GPK-S stellt fest, dass das EPA und die Verwaltungseinheiten gegenséitzliche
Interessen zur Internalisierung vertreten und das Risiko besteht, dass die entspre-
chenden Einsparungen zu tief geschitzt werden. Vor diesem Hintergrund erachtet
sie es als umso problematischer, dass in den Staatsrechnungen keine Angaben dazu
vorliegen, welche Einsparungen durch die Internalisierungen tatsidchlich erzielt
wurden. Daher ersucht sie den Bundesrat, in den Staatsrechnungen die Anzahl der
effektiv vorgenommenen Internalisierungen, die entsprechenden Betrdge und die
Anzahl der betroffenen Stellen systematisch auszuweisen. Auf diese Weise kann das
Sparpotenzial aus Internalisierungen besser ausgeschopft und in Zukunft genauer
beziffert werden.

57 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Ziff. 5.1.2, Tabelle 3.
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4 Klirung der Rechtsgrundlagen
und Kkorrekte Bezeichnung der Vertrige
4.1 Inspektion der GPK-S und Stellungnahme

des Bundesrates

Empfehlung 3 Klarung der Rechtsgrundlagen fiir den Beizug von externen
Mitarbeitenden

Die GPK-S ersucht den Bundesrat, die Rechtslage eingehend zu tiberpriifen und
gegebenenfalls die fiir den Beizug von externen Mitarbeitenden geltenden
Rechtsgrundlagen anzupassen.

Weiter ersucht sie den Bundesrat, dafiir zu sorgen, dass die mit externen Mitar-
beitenden abgeschlossenen Vertrége korrekt bezeichnet werden.

Der Bundesrat ist in seiner Stellungnahme vom 10. Mai 2017 der Auffassung, dass
der Beizug von externen Mitarbeitenden Teil der Bedarfsverwaltung ist.5® Die
Auffassung wird von der GPK-S geteilt. Der Bundesrat leitete jedoch daraus ab,
dass die fraglichen Tatigkeiten keiner expliziten gesetzlichen Grundlage bediirfen.
Obwohl er die bestehenden Rechtsgrundlagen fiir ausreichend erachtet und am 19.
August 2015 Weisungen in diesem Zusammenhang erliess, erklérte er sich bereit, im
Hinblick auf eine allféllige Prazisierung die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage
fiir den Abschluss von Personalverleihvertrigen im Bundespersonalgesetz (BPG)3>°
zu priifen. Das EFD informierte die Kommission, dass sich bis zur Veréffentlichung
des vorliegenden Berichtes fiir den Bundesrat aber keine Gelegenheit ergeben hat,
um zu priifen, ob der Abschluss von Personalverleihvertrigen im BPG geregelt
werden soll, da seit der Stellungnahme des Bundesrates vom 10. Mai 2017 keine
BPG-Revision erfolgt ist.

Die GPK-S hatte den Bundesrat zudem ersucht, dafiir zu sorgen, dass die mit exter-
nen Mitarbeitenden abgeschlossenen Vertrage korrekt bezeichnet werden. Dies, weil
die PVK es fiir wahrscheinlich erachtet hatte, dass die Amter ihre Vertragsverhilt-
nisse aus rechtlicher Sicht hiufig nicht angemessen benennen®, d. h. Vertrige als
«Auftrige» bezeichnen, bei denen es sich eher um Arbeitsvertrige oder Personalver-
leihvertrdge handelt. Die PVK hatte diese Vertrige «Pseudo-Auftrage» genannt und
war 2012 davon ausgegangen, dass 74 Prozent der externen Mitarbeitenden auf
diese Weise beschiftigt werden.

58  Schreiben des Bundesrates an die GPK-S vom 10. Mai 2017, S. 5.
59 Bundespersonalgesetz vom 24. Mirz 2000 (BPG; SR 172.220.1)
60 Evaluation der PVK vom 10. April 2014, Ziff. 2.2.2 (BBI 2015 3691 3709).
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4.2 Kurzevaluation der PVK und Einschiitzung
der GPK-S

Die GPK-S weist darauf hin, dass die PVK bei den Gesprachen mit Vertreterinnen
und Vertretern der Bundesverwaltung Hinweise auf Pseudo-Auftrige feststellte. Bei
17 von 701 Vertrdgen identifizierte die PVK in der Vertragsbezeichnung den Begriff
«Personalverleih» oder einen synonymen Begriff (z. B. Personalstellung, Temporér-
personal), obwohl sie nicht einer Personalverleih-Unterkategorie zugewiesen wa-
ren.6! Neun Vertrdge wurden im Rahmen eines Kurzgutachtens vertieft gepriift. Der
Gutachter kommt zum Schluss, dass die Vertragsinhalte korrekt sind und es sich
nicht um Pseudo-Auftrige handelt.62 Diese kleine Stichprobe von neun Vertrigen
wurde anhand von Risikofaktoren bei den am meisten betroffenen Amtern ausge-
wihlt und ist nicht repréasentativ fiir die Bundesverwaltung als Ganzes. Es ist also
nicht moglich, in dieser Sache Schlussfolgerungen zu ziehen.

Dariiber hinaus gibt es kein systematisches Controlling der Zweckmassigkeit und
Rechtmaéssigkeit der Vertragsart, die eine Verwaltungseinheit gewahlt hat, um eine
Aufgabe zu erfiillen. Gemiss den Fallstudien, welche die PVK durchgefiihrte, ist es
selbst flir verwaltungsinterne Ressourcen- und Personalverantwortliche schwierig,
die Einhaltung der vergaberechtlichen Vorgaben und Weisungen sicherzustellen.63

4.3 Schlussfolgerungen

Die GPK-S ist nach wie vor der Ansicht, dass die Moglichkeit, Personalverleihver-
trage abzuschliessen, aus Griinden der Transparenz ausdriicklich im Gesetz veran-
kert werden sollte. Sie reicht deshalb folgende Motion ein:

Motion Moglichkeit der Verwaltungseinheiten zum Abschluss
von Personalverleihvertragen gesetzlich verankern

Der Bundesrat wird beauftragt, einen Anderungsentwurf des Bundespersonalge-
setzes vorzulegen, mit dem die Moglichkeit der Verwaltungseinheiten zum Ab-
schluss von Personalverleihvertridgen sowie die Subsidiaritét dieser Moglichkeit
gegeniiber Auftrigen und Werkvertrdgen ausdriicklich festgehalten wird.

Die GPK-S hilt fest, dass beziiglich der Pseudo-Auftrage keine eindeutigen Schluss-
folgerungen mdglich sind, es aber verschiedene Hinweise auf solche gibt. Einige
Fille, in denen entsprechende Hinweise bestehen, sind wahrscheinlich zuriickzufiih-
ren auf die Schwierigkeiten der Verwaltungseinheiten, bestimmte Vertrdge in der
Praxis klar der Kategorie Auftrag oder der Kategorie Personalverleihvertrag zuzu-
ordnen. In den Augen der GPK-S sollten die Verwaltungseinheiten ein besonderes
Augenmerk auf diese nach wie vor ungeldste Problematik richten.

61 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Kap. 4.2.1.

62 Kurzgutachten von Prof. Geiser, Kap. 6, S. 5; Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019,
Kap. 4.2.2.

63 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Kap. 7.2.2.
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5 Bessere Kenntnis der Rechtgrundlagen
fiir offentliche Beschaffungen
51 Inspektion der GPK-S und Stellungnahme

des Bundesrates

Empfehlung 4 Bessere Kenntnis der Rechtgrundlagen fiir 6ffentliche
Beschaffungen

Die GPK-S ersucht den Bundesrat, dafiir zu sorgen, dass in den Einheiten, wel-
che externe Mitarbeitende beiziehen, die Kenntnis der Rechtsgrundlagen fiir
offentliche Beschaffungen und derer Konsequenzen verbessert wird.

Weiter ersucht die Kommission den Bundesrat, bei seiner diesbeziiglichen Kon-
trolltdtigkeit ein besonderes Augenmerk auf die Einhaltung des Beschaffungs-
rechts zu richten.

Der Bundesrat teilte in seiner Stellungnahme vom 10. Mai 2017 mit, dass eine Reihe
von Rechtsgrundlagen fiir die Kontrolle der Einhaltung der beschaffungsrechtlichen
Vorgaben angepasst wurden und dieses Thema regelmaissig von der Eidgendssischen
Finanzkontrolle (EFK) behandelt wird. Zudem seien verschiedene Weisungen des
BBL angepasst worden, um fiir eine bessere Harmonisierung der Beschaffungspro-
zesse und eine hohere Effizienz der Kontrollmechanismen zu sorgen.4

Der Bundesrat erklédrte zudem, seine Weisungen auf der internen Informationsplatt-
form flir den Personalbereich InfoPers aufgeschaltet zu haben. Ausserdem biete das
Ausbildungszentrum Bund Weiterbildungskurse iiber das Personalrecht und das
Kompetenzzentrum Beschaffungswesen Bund einen spezifischen Weiterbildungs-
kurs («Personalverleih vs. Auftrag») zur Problematik der sogenannten Pseudo-Auf-
trage an.65

5.2 Kurzevaluation der PVK und Einschéitzung
der GPK-S

Da die Umsetzung der Weisungen des Bundesrates zum Personalverleih®® den
Departementen und der Bundeskanzlei obliegt, ist es sehr wichtig, dass die Verwal-
tungseinheiten fiir dieses Thema sensibilisiert sind und iiber ausreichende Kenntnis-
se der beschaffungsrechtlichen Vorgaben verfiigen, um deren Einhaltung gewahr-
leisten zu konnen.

Laut PVK waren die Weisungen des Bundesrates zum Personalverleih allen im Rah-
men der Fallstudien befragten Personen aus dem Personal- und Ressourcenbereich
der Verwaltungseinheiten bekannt.6”7 Die Grundsétze zum Abschluss von Personal-

64 Schreiben des Bundesrates an die GPK-S vom 10. Mai 2017, S. 5/6.

65 Schreiben des Bundesrates an die GPK-S vom 10. Mai 2017, S. 3.

66 Weisungen zum Personalverleih, Kap. 6.1 (BBI 2015 6309, hier 6312).
67  Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Kap. 7.1.1.
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verleihvertrdgen werden allgemein als klar und praxistauglich bezeichnet, wobei sie
im Grossen und Ganzen der bereits zuvor bestehenden Praxis entsprechen wiirden.
Eine gewisse Sensibilisierung bei den relevanten Stellen diirfte somit stattgefunden
haben.

Nicht allen Befragten waren dagegen die Weiterbildungskurse bekannt, die der
Bundesrat in seiner Stellungnahme erwéhnt. Der Personalverleih wird in den Kursen
des EPA thematisiert, allerdings vergleichsweise kurz und nur, wenn seitens der
Teilnehmenden das Bediirfnis besteht. Geméss EPA geht es in diesen Kursen v. a.
darum, den Kursteilnehmenden kurz aufzuzeigen, was der Personalverleih ist und
wo sie mehr Informationen dazu finden. Laut PVK werden die Teilnehmenden in
diesen Kursen somit nicht wirklich zum Umgang mit externen Mitarbeitenden ge-
schult, anders als vom Bundesrat angegeben, sondern nur fiir diese Thematik sowie
gewisse Abldufe und rechtliche Rahmenbedingungen sensibilisiert. Das Eidge-
nossische Finanzdepartement teilte der PVK im Rahmen der Verwaltungskonsulta-
tion zur PVK-Evaluation mit68, dass der spezifische Weiterbildungskurs mit dem
Titel «Personalverleih vs. Auftragy allgemeiner ist als vom Bundesrat gegeniiber der
GPK-S angegeben.®® Die PVK kommt deshalb zum Schluss, dass dieser Kurs ange-
sichts seiner inhaltlichen Ausrichtung und der geringen Teilnehmerzahlen fiir die
Sensibilisierung zur Problematik der Pseudo-Auftrage nur von beschrénkter Bedeu-
tung ist.”0

5.3 Schlussfolgerungen

Die GPK-S erachtet es als positiv, dass die Personen aus dem Personal- und Res-
sourcenbereich der Verwaltungseinheiten die Weisungen des Bundesrates kennen.
Sie ersucht den Bundesrat, weiterhin dafiir zu sorgen, dass die zustdndigen Personen
fiir die Wahl des korrekten Vertragstyps sensibilisiert und entsprechend geschult
werden. Die GPK-S 14dt den Bundesrat ein, zu priifen, wie die Unterschiede zwi-
schen den Vertragstypen und deren korrekte Wahl in den Weiterbildungskursen
verstdrkt behandelt werden konnten.

68 Stellungnahme des EFD (EPA/BBL/BIT) im Rahmen der Verwaltungskonsultation
zur vorliegenden Kurzevaluation vom 17. Juni 2019, S. 3, und Kurzevaluation der PVK
vom 31. Juli 2019, Kap. 7.1.2.

69 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Kap. 7.2.

70 Kurzevaluation der PVK vom 31. Juli 2019, Kap. 7.1.2.
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Personensicherheitspriifungen

6.1 Inspektion der GPK-S und Stellungnahme
des Bundesrates

Empfehlung 6 Systematische Durchfithrung von PSP und Kenntnis
des Ergebnisses vor Arbeitsantritt

Die GPK-S ersucht den Bundesrat, den PSP von externen Mitarbeitenden mit
Informatikaufgaben besondere Beachtung zu schenken, da diese Zugang zu In-
formationen oder Material haben, die im Sinne von Artikel 6 Buchstabe a Ziffer
1 PSPV als vertraulich oder geheim klassifiziert sind.

Auch ersucht die Kommission den Bundesrat, die Rechtsgrundlagen der PSP so
zu éndern, dass das Ergebnis dieser Priifungen vor Arbeitsantritt der betreffen-
den Mitarbeiterin oder des betreffenden Mitarbeiters bekannt sein muss.

Die GPK-S wollte mit der Empfehlung 67! erreichen, dass bei externen Mitarbeiten-
den systematisch und vor Arbeitsantritt Personensicherheitspriifungen (PSP) durch-
gefiihrt werden. Sie hatte dies damit begriindet, dass diese Mitarbeitenden Zugang
zu Informationen haben, die im Sinne von Artikel 6 Buchstabe a Ziffer 1 der Ver-
ordnung vom 4. Miérz 2011 zur Personensicherheitspriifung (PSPV, SR 7120.4) als
vertraulich oder geheim klassifiziert sind. Sie hatte in diesem Zusammenhang darauf
verwiesen, dass externe Mitarbeitende ein erh6htes Risiko darstellen und es insbe-
sondere im Informatikbereich oft moglich ist, auf vertrauliche oder geheime Daten
zuzugreifen.”2

Der Bundesrat dusserte in seiner Stellungnahme vom 28. Januar 201573 die Mei-
nung, dass das Anliegen der GPK-S in Bezug auf die Rechtsgrundlagen bereits er-
fiillt sei. Er erklérte, dass es die Rechtsgrundlagen ermdglichen, Personen vor der
Ubernahme einer Funktion oder eines Auftrags einer PSP zu unterziehen. Im Sinne
von Artikel 19 Absatz 3 des Bundesgesetzes vom 21. Mérz 1997 {iber Massnahmen
zur Wahrung der inneren Sicherheit (BWIS; SR 720) ist die Sicherheitskontrolle
durchzufiihren, bevor das Amt oder die Funktion iibertragen oder der Auftrag erteilt
wird, und zwar unabhéngig davon, ob es sich um interne oder externe Mitarbeitende
handelt.

71 Bericht der GPK-S vom 7. Okt. 2014, Kap. 2.4 (BBI 2015 3673, hier 3688).
72 Bericht der GPK-S vom 7. Okt. 2014, Kap. 2.4 (BB1 2015 3673, hier 3386).
73 Stellungnahme des Bundesrates vom 28. Jan. 2015, Ziff. 2.8 (BB1 2015 3741, hier 3749).
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6.2 Einschitzung der GPK-S

Die GPK-S nimmt die Position des Bundesrates zur Kenntnis, ist aber der Auffas-
sung, dass die Pflicht, externe Mitarbeitende einer PSP zu unterziehen, ausdriicklich
in einer Rechtsgrundlage verankert werden sollte.

Der Bundesrat verabschiedete am 22. Februar 2017 die Botschaft zum Bundesgesetz
tiber die Informationssicherheit’ und legte diese dem Parlament vor. Der Entwurf
des Bundesrates’5 sieht vor, dass die PSP auf Dritte anwendbar wire, die in Erfiil-
lung eines Vertrags Informationen verarbeiten oder Informatikmittel des Bundes
nutzen oder verwalten. Der Bundesrat erldutert in seiner Botschaft, dass Unterneh-
men, die zivile Auftrige der Bundesbehorden erfiillen, die sicherheitsempfindliche
Tatigkeiten umfassen, kiinftig dem Betriebssicherheitsverfahren (BSV; bis anhin
Geheimschutzverfahren genannt und ab Ende der 1970er-Jahre v. a. im militérischen
Bereich verwendet) unterzogen werden.”® Er schreibt in der Botschaft ausserdem:
«Schliesst der Auftrag die Ausiibung einer sicherheitsempfindlichen Tétigkeit ein,
so miissen die Behorden und Organisationen|, die den Auftrag an Dritte erteilt
haben,] die erforderlichen PSP [...] einleiten oder die Durchfithrung eines BSV [...]
beantragen.»’? Grundsitzlich muss die PSP oder das BSV abgeschlossen sein, bevor
Dritte eine sicherheitsempfindliche Tatigkeit ausiiben diirfen.’8 Im Vorfeld der
Behandlung dieser Vorlage durch die Sicherheitspolitische Kommission des Stdnde-
rates (SiK-S) forderte die GPK-S die Kommission auf, die externen Mitarbeitenden
bei der Aufzidhlung der Personen, die einer Priifung gemdss Artikel 30 E-ISG zu
unterziehen sind, ausdriicklich zu nennen.” Da die urspriingliche Formulierung im
Entwurf des Bundesrates verwirrend war, préazisierte der Stinderat in seinem
Entwurf die entsprechende Stelle.80 Der Entwurf ist nach wie vor im Nationalrat
héngig.8!

6.3 Schlussfolgerungen

Die GPK-S ist allgemein zufrieden mit der derzeitigen Situation, erachtet es aber
nach wie vor als wichtig, ausdriicklich zu erwdhnen, dass die externen Mitarbeiten-
den einer PSP zu unterziehen sind.

74 Botschaft des Bundesrates vom 22. Feb. 2017 zum Bundesgesetz
iiber die Informationssicherheit (BB1 2017 2953).

75 Artikel 30 des Entwurfs des Bundesgesetzes iiber die Informationssicherheit
(E-ISG; BB12017 3097).

76 Botschaft des Bundesrates vom 22. Feb. 2017 zum Bundesgesetz
iliber die Informationssicherheit (BB1 2017 2953, hier 2986).

77 BBI12017 2953, hier 3020

78 BBI2017 2953, hier 3014

79 Brief der GPK-S an die SiK-S vom 30. Juni 2017.

80 AB 2017 SR 847

81 AB 2018 SR 768
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7 Schlussfolgerungen und weiteres Vorgehen

Die GPK-S begriisst, dass der Bundesrat Weisungen zum Abschluss von Personal-
verleihvertrdgen in der Bundesverwaltung verabschiedet hat. Sie erachtet diese 2016
in Kraft getretenen Weisungen als niitzliche und ausreichend klare Vorgaben flir den
Beizug von externen Mitarbeitenden.

Die GPK-S hiilt fest, dass die Transparenz im Vergleich zur Situation vor der Evalu-
ation der PVK von 2014 deutlich erhoht wurde, und begriisst diese Entwicklung.

Gestiitzt auf die Kurzevaluation der PVK sieht die GPK-S allerdings weiterhin
Punkte, die zu verbessern sind, um den Beizug von externen Mitarbeitenden noch
transparenter zu machen und dafiir zu sorgen, dass iiberpriift werden kann, ob die in
den Weisungen des Bundesrates vorgegebenen Ziele erreicht werden. Es handelt
sich dabei um folgende Punkte:

—  Kontrolle der Umsetzung der Weisungen und Reporting auf der Grundlage
der erfassten Daten;

—  Verstarkter Fokus auf Verwaltungseinheiten, die in erheblichem Ausmass
von Personalverleih Gebrauch machen,;

—  Kontrolle der Befristung fiir jede einzelne extern beschéftigte Person;

—  Ausweisung der Anzahl Stellen und Personen, die zum externen Personal
gehdren, in den Staatsrechnungen und den Voranschldgen neben dem Um-
fang des Personalverleihs;

—  Présentation der tatsdchlich erfolgten Internalisierungen und der entspre-
chenden Sparbetrdge in den Staatsrechnungen.

Die GPK-S erachtet Massnahmen fiir notwendig, um die Kontrollen zu stirken, die
Daten sowie deren Bereitstellung zu verbessern und damit die Transparenz der
Staatsrechnungen, der Voranschlige und des Beschaffungscontrollings zu verbes-
sern.

Die Kommission ersucht den Bundesrat, zu ihren Erwédgungen bis spétestens am
12. Februar 2020 Stellung zu nehmen und darzulegen, mit welchen Massnahmen
und bis wann er die Empfehlungen der Kommission umzusetzen gedenkt.

12. November 2019 Fiir die Geschiftspriifungskommission
des Sténderates

Die Présidentin: Anne Seydoux-Christe
Die Sekretdrin: Beatrice Meli Andres

Der Prisident der Subkommission EFD/WBFEF:
Joachim Eder

Der Sekretir der Subkommission EFD/WBF:
Pierre-Alain Jaquet
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Abkiirzungsverzeichnis

AVG

BBL
BIT
BPG
BSV
BWIS

EFK
EFV
E-ISG

EPA
FHG

FKG

GPK
GPK-S
ISCeco
ISC-EJPD
NFB

PSP
PSPV
PVK
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Bundesgesetz 6. Oktober 1989 iiber die Arbeitsvermittlung
und den Personalverleih (SR 823.117)

Bundesamt fiir Bauten und Logistik

Bundesamt fiir Informatik und Telekommunikation
Bundespersonalgesetz vom 24. Mirz 2000 (BPG; SR 172.220.1)
Betriebssicherheitsverfahren

Bundesgesetz vom 21. Mérz 1997
iiber Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit (SR 7/20)

Eidgendssische Finanzkontrolle
Eidgendssische Finanzverwaltung

Entwurf des Bundesgesetzes
iiber die Informationssicherheit beim Bund (BBI 2077 3097)

Eidgendssisches Personalamt

Bundesgesetz vom 7. Oktober 2005
iiber den eidgendssischen Finanzhaushalt (SR 611.0)

Bundesgesetz vom 28. Juni 1967
iiber die Eidgendssische Finanzkontrolle (SR 674.0)

Geschéftspriifungskommission(en)
Geschiftspriifungskommission des Sténderates
Information Service Center des WBF

Informatik Service Center des EJPD

Neues Fithrungsmodell fiir die Bundesverwaltung
Personensicherheitspriifung(en)

Verordnung iiber die Personensicherheitspriifungen
Parlamentarische Verwaltungskontrolle
Sicherheitspolitische Kommission des Sténderates
Vertragsmanagement der Bundesverwaltung

Zentrale Ausgleichsstelle



		Schweizerische Bundeskanzlei, Kompetenzzentrum Amtliche Veröffentlichungen, info@bk.admin.ch
	2020-03-23T11:32:13+0100
	3003 Bern, Schweiz
	Bundesblatt. Massgebend ist die signierte elektronische Fassung.




